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ARBEITSMATERIAL 1aAufgabenset 3C

Parkplatz der Menschen (B-1 und B-2)

Aus: Blick am Abend, 6. März 2012
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ARBEITSMATERIAL 1aAufgabenset 3C

Menschenrechte nach 1948 (E-1 und E-2)

Die «Universal Declaration of Human Rights» (Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, AEMR) vom  
10. Dezember 1948 ist der Grundstein zum modernen Menschenrechtsschutz im Rahmen der UNO. Von den  
Vereinten Nationen werden dazu am 19. Dezember 1966 zwei völkerrechtlich verbindliche Menschenrechtskon-
ventionen verabschiedet, der »Internationale Pakt über Bürgerliche und Politische Rechte« (»Zivilpakt«) und der 
»Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte« (»Sozialpakt«). Beide Abkommen treten 
1976 in Kraft, nachdem sie von einer ausreichenden Zahl von Staaten ratifiziert worden sind. 1993 kam es zur 
Einrichtung eines UN-Hochkommissariats für Menschenrechte nach der Wiener Weltmenschenrechtskonferenz.

Artikel 25 - Recht auf einen angemessenen Lebensstandard	

hh Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Lebenshaltung, die seine und seiner Familie Gesundheit und Wohlbe-
finden einschliesslich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztlicher Betreuung und der notwendigen Leistungen 
der sozialen Fürsorge gewährleistet; er hat das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Invalidität, Verwitwung, Alter oder von anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschulde-
te Umstände. 

hh Mutter und Kind haben Anspruch auf besondere Hilfe und Unterstützung. Alle Kinder, eheliche und uneheli-
che, geniessen den gleichen sozialen Schutz. 

Erläuterung zu Artikel 25

Jeder Mensch hat Anspruch auf einen angemessenen Lebensstandard, worunter zumindest ein soziales Exis-
tenzminimum zu verstehen ist. Dazu gehört unter anderem eine menschenwürdige Behausung, angemessene  
Kleidung und Ernährung sowie ärztliche Betreuung. Im weiteren verlangt die Erklärung ein Recht auf Sicherhei-
ten im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität, Verwittwung, Alter oder Armut. Bei uns werden diese 
Bedürfnisse praktisch vollständig durch Sozialversicherungen und Krankenkassen abgedeckt. Was die Situation 
der Menschen in der Dritten Welt betrifft, sind alle Staaten aufgerufen, ihnen auf dem Wege der sozialen Gerech-
tigkeit und der Entwicklungszusammenarbeit ebenfalls einen angemessenen Lebensstandard zu ermöglichen. 
www. humanrights.ch


